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Bereits zum sechsten Mal in Folge
fanden Ende Juli die Kommuna-
len Sommergespräche, eine

gemeinsame Veranstaltung des Österrei-
chischen Gemeindebundes und der Kom-
munalkredit Austria, statt. Ziel war es,
wesentliche Zukunftsfragen der öffentli-
chen Hand an führende Politiker, Wissen-
schafter, Wirtschafter und Experten des
öffentlichen Managements zu stellen und
die Antworten dazu in einem mehrtägi-
gen dynamischen Prozess zu erarbeiten.

So diskutierten vom 27. bis 29. Juli
rund 300 TeilnehmerInnen im Kurhaus in
Bad Aussee zum Thema „Zukunft [in] der
Gemeinde – Gemeinde [in] der Zukunft.
Bürgerengagement als Erfolgsfaktor“. Das
Thema stand im Zeichen des europäischen
Jahres der Freiwilligentätigkeit. Die Nach-
lese-Redaktion der Kommunalen Som-
mergespräche hat den Präsidenten des
Österreichischen Gemeindebundes Hel-
mut Mödlhammer und den Vorstandsvor-
sitzenden der Kommunalkredit Austria
Alois Steinbichler im Vorfeld befragt.

Herr Präsident Mödlhammer, können
Gemeinden ohne Freiwilligenarbeit
funktionieren?
Mödlhammer: In keinem Bereich geht es
ohne Freiwilligenarbeit und ehrenamtli-
ches Engagement. Denken wir nur an die
großartigen Leistungen der Freiwilligen
Feuerwehren, der ehrenamtlichen Helfe-
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„Die Rolle der Politik muss es sein, die Menschen zu 

ermutigen und Anreize für Freiwilligenarbeit zu schaffen.“

Helmut Mödlhammer, 

Präsident des Österreichischen Gemeindebundes

Anlässlich der Eröffnung
der Kommunalen

Sommergespräche 
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Präsident des Öster-

reichischen Gemeinde-
bundes Helmut

Mödlhammer und der
Vorstandsvorsitzende
der Kommunalkredit
Austria Alois Stein-
bichler zum Thema

Bürgerengagement als
Erfolgsfaktor.



rinnen und Helfer beim Roten Kreuz, in
Pflegeeinrichtungen, bei Sozialdiensten,
in Kinder- und Jugendgruppen, bei der
Pflege von älteren Menschen durch die
Angehörigen zu Hause. Ohne diesen
besonderen Einsatz wäre es nicht mög-
lich, die sozialen Leistungen und das
Funktionieren der Infrastruktur in unse-
ren Gemeinden aufrechtzuerhalten.

Um die Anerkennung dieser freiwilli-
gen Leistungen ist es seitens Politik
und Öffentlichkeit nicht gut bestellt.
Woran liegt das?  
Mödlhammer: Wir sind an einem Punkt
angelangt, an dem sich der Staat für alles
und jedes zuständig fühlt und die Bürge-
rinnen und Bürger zunehmend entmün-
digt. Es fällt auf, dass den Menschen nicht
nur sukzessive jegliche Eigenverantwor-
tung abgenommen wird, sondern auch
jene, die bereit sind, sich zu engagieren,
durch unzählige bürokratische Schranken
in ihrem Engagement behindert werden. 

Muss die Politik den Menschen wieder
mehr zutrauen und mehr Gestaltung
statt Verwaltung zulassen?
Mödlhammer: Es muss sich einiges
ändern, wenn man das mikroökono-
misch so wichtige Freiwilligenengage-
ment fördern statt behindern möchte.
Die Rolle von Politikern muss sein, die
Menschen zu ermutigen und Anreize zu
schaffen – zum Beispiel steuerlicher
Natur. Ein Feuerwehrkommandant
oder ein Vereinsobmann ist oft 20 bis 30
Stunden pro Woche im Einsatz und
trägt nicht nur organisatorisch, sondern
auch finanziell eine große Verantwor-
tung. Das muss honoriert werden, sonst
wird es künftig eng in den Führungsebe-
nen von Freiwilligenorganisationen.

Mit der demografischen Entwicklung
steigt der Bedarf an Pflegeleistungen.
Ist er allein durch den Einsatz von
ehrenamtlichen Freiwilligen zu decken?
Mödlhammer: Ich warne davor, profes-
sionelle Pflege- und Betreuungsleistun-
gen durch freiwillige Helfer zu ersetzen.
Das kann keinesfalls die Lösung sein.
Um den steigenden Pflegebedarf zu

finanzieren, genügt es auch nicht, einen
zeitlich begrenzten Pflegefonds einzu-
richten. Es muss andere Wege geben.
Würde man zum Beispiel das faktische
Pensionsantrittsalter dem gesetzlichen
Antrittsalter annähern, könnte das pro
Jahr rund eine Milliarde Euro bringen.
Damit könnten wir nicht nur dringend
erforderliche Sozialleistungen finanzie-
ren, sondern auch die Freiwilligenarbeit
besser unterstützen und noch stärker in
unseren Gemeinden verankern.

Herr Vorstandsvorsitzender Stein-
bichler, wie unterstützt die Kommu-
nalkredit Austria die Leistungen von
Freiwilligen in den Gemeinden?
Steinbichler: Wir tragen insoferne zur
Unterstützung von Freiwilligenarbeit bei,
als wir gemeinsam mit den Gemeinden
Lösungen zur Finanzierung von kommu-
naler Infrastruktur entwickeln. Das reicht
von der Planung und Strukturierung über
die Durchführung von Finanzierungen
bis hin zur Förderungsberatung bei kom-
munalen Projekten. Wäre die Infrastruk-
tur nicht sichergestellt, gäbe es in vielen
Bereichen nur beschränkt Möglichkeiten
für Freiwillige, sich ehrenamtlich zu
engagieren und damit für eine intakte
kommunale Gemeinschaft zu sorgen.

Auf welche Art von Unterstützung
durch die Kommunalkredit können
die österreichischen Gemeinden sonst
noch zählen?
Steinbichler: Als Spezialinstitut können
wir wesentlich dazu beitragen, dass die
notwendigen Infrastrukturinvestitionen
der öffentlichen Hand auch in einem
gesamtwirtschaftlich schwierigeren Um-

feld möglich sind. Die Kommunalkredit
verfolgt projektmäßig strukturierte
Lösungen, wodurch die Finanzierungs-
basis für öffentliche Infrastruktur ver-
breitert und verbessert werden kann.
Dies ist insbesondere von Relevanz, da
Finanzierungsstrukturen auch zukünf-
tig möglicherweise wieder steigende Zin-
sen berücksichtigen müssen. Gerade im
Bereich der Pflege und bei der Umstel-
lung auf energieeffiziente Beleuchtungs-
infrastruktur gibt es bereits erfolgreich
realisierte Projekte.

Stichwort Pflege: Die Kommunalkre-
dit hat die „Initiative Pflege“ ins Leben
gerufen. Worum geht es dabei?
Steinbichler: Das Thema Pflege ist auf
allen Ebenen sehr relevant; dies wird mit
dem demografischen Trend noch zuneh-
men. Ob Kranken- oder Altenpflege, für
die österreichischen Gemeinden ist das
eine große Herausforderung. Wie aus
einer aktuellen Umfrage hervorgeht,
schätzen zwei Drittel der Gemeinden den
Bedarf an zusätzlichen Pflegeheim-
plätzen in den nächsten fünf Jahren als
sehr hoch ein. Insbesondere struktur-
schwache ländliche Gemeinden weisen
einen überdurchschnittlich hohen Anteil
an Über-65-Jährigen auf. Die Kommu-
nalkredit weiß, welche Parameter im Vor-
feld für die Strukturierung der Finanzie-
rung von Pflegeheimen wesentlich sind
und wie diese langfristig mit den richtigen
Partnern umgesetzt werden können. Die
„Initiative Pflege“ ist ein wesentlicher
Schwerpunkt 2011 und schließt an die im
Vorjahr sehr erfolgreich gestartete „Initia-
tive Licht“ an. Dabei unterstützen wir
Gemeinden, ihre Beleuchtung auf den
neuesten Stand der Technik zu bringen.
Dies ist nicht nur kostensparend und
energieeffizient, die Investition amorti-
siert sich auch relativ rasch und ist letzt-
endlich unumgänglich, weil bisher einge-
setzte Technologien auslaufen.
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INTERVIEW

„Wäre die Infrastruktur nicht sichergestellt, gäbe 

es in vielen Bereichen nur beschränkt Möglichkeiten

für Freiwillige, sich ehrenamtlich zu engagieren.“

Alois Steinbichler, 

Vorstandsvorsitzender der Kommunalkredit Austria



Gerechtigkeit 
und Generationen
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Professor Rudolf

Taschner

gemacht und dadurch die Möglichkeit
geschaffen, sich zu bilden und über die
Grenzen der Gemeinde hinaus in die
Welt zu gehen. Daraus entstand die Vor-
stellung, dass die Welt überall gerecht
sein müsse. Diese Gerechtigkeit sollte
über Institutionen sichergestellt werden,
die bestimmte Interessen erfüllen. Damit
wurde erreicht, dass Gerechtigkeit auch
in ihr Gegenteil verkehrt werden kann,
dass etwa eine in Wahrheit ungerechte
Aktion unter dem Deckmantel der
Gerechtigkeit durchgesetzt werden kann. 

Gerechte Ungerechtigkeit

Diese Dualität ist bei der aktuellen Dis-
kussion des Themas Gerechtigkeit in

Zusammenhang mit den Generationen
zu beachten. Wie gerecht ist es denn,
dass die nachfolgenden Generationen
für die vorangegangenen sorgen sollen?
Wie gerecht ist es, dass immer weniger
Menschen für immer mehr Menschen
zahlen müssen?

Schauen wir uns ein Beispiel an: In
Mickey-Mouse-Land leben jeweils 50.000
Menschen jeweils 50 Jahre lang, dann ster-
ben sie langsam. Bei 100 sind alle tot. Wie
viele Personen leben insgesamt in Mickey-
Mouse-Land? Es sind 50.000 x 50 Bis-50-
Jährige sowie 1,25 Millionen Über-50-bis-
100-Jährige. Das ergibt insgesamt 3,75
Millionen. 2,75 Millionen von ihnen sind
über 20 Jahre alt. Wenn wir davon ausge-
hen, dass das Pensionsantrittsalter bei 70

Wer kümmert sich in Zukunft um uns?
Wer soll alles bezahlen? 
Professor Rudolf Taschner von der
TU Wien, Gründer des „math space“
im Wiener Museumsquartier und
Wissenschafter des Jahres 2004, 
zeigte Lösungsmöglichkeiten auf.

Gerechtigkeit ist ein sehr großes,
altes Wort. Es kommt vom
griechischen „dikaiosýne“ und

wird in der Mythologie durch Dike, die
Göttin der Gerechtigkeit, personifiziert.
Nach Auffassung des Philosophen Pla-
ton sollte immer dann Gerechtigkeit
herrschen, wenn der den Staat Leitende
gerecht ist. Dazu muss er die drei Tugen-
den Besonnenheit, Weisheit und Tapfer-
keit besitzen und sie im jeweils richtigen
Maß, nämlich gerecht, einsetzen. 

Dieses philosophische Prinzip ent-
sprach niemals unserer Realität. Vielmehr
wurde Gerechtigkeit stets von jenen
geschaffen, die gerade an der Macht
waren – zufällig, durch Krieg, durch Erb-
folge, durch Heirat. In der Ständegesell-
schaft im Mittelalter waren das die Kai-
ser und Könige. Daneben gab es Bürger
und Bauern, die als solche geboren wur-
den und als solche starben. Ein sozialer
Aufstieg war nicht vorgesehen. 

Mit der Aufklärung wurde die stän-
dische Einteilung des Staates abgeschafft.
Von nun an waren alle Menschen gleich
und hatten alle das gleiche Recht auf
Glück und Entwicklung. Die Schulen
wurden für jedermann zugänglich
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Rechenexperimente im voll besetzten Kursaal

Jahren liegt, dann ergibt das 450.000 Pen-
sionisten. Damit kommen auf einen Pen-
sionisten fünf Erwerbstätige, die regelmä-
ßig 20 Prozent ihres Einkommens in eine
Pensionskassa einzahlen. 

Eines Tages verkündet die Schlaraf-
fenpartei: „Wir senken das Pensionsan-
trittsalter von 70 auf 60 Jahre.“ Das Ergeb-
nis wären 800.000 Pensionisten, also fast
doppelt so viele wie vorher. Damit kom-
men jetzt nur noch 2,5 Erwerbstätige auf
einen Pensionisten. Der Schlaraffenpartei
wird klar, dass sie rasch handeln muss. Sie
verdoppelt die Pensionsbeiträge. 

In Armut altern?

Wollen wir das? Bei uns in Österreich
schaut es (noch) nicht so schlimm aus
wie in Mickey-Mouse-Land, denn: Wir
werden alle älter. Von den Schulkindern
heute wird die Hälfte über 100 Jahre alt
werden – vermutlich sogar bei guter
Gesundheit. Das ist eine schöne Nach-
richt. Das Dumme ist nur, dass unsere
Bevölkerungspyramide bei den aktuell
40- bis 50-Jährigen die größte Ausbuch-
tung zeigt. Das ist eine gefährliche Situa-
tion. Wer übernimmt für die Zukunft
dieser Menschen die Verantwortung?
Wer kümmert sich um sie?

Fünf Lösungswege sind denkbar:
1. Man kann gar nichts tun und auf

jene vertrauen, die nach wie vor behaup-
ten, dass unsere Pensionen sicher sind,
weil wir mit unserer Volkswirtschaft so
viel Wertschöpfung erzeugen, dass sich
alles ausgehen wird. Ich halte das für
nicht sehr wahrscheinlich. Arbeit müss-
te dazu einen kompletten Wandel voll-
ziehen bzw. es müsste eine enorm große
Menge an Arbeit bezahlt werden. Wer
aber leistet das Gros der Arbeit? Es sind
Maschinen. Wie wollen wir die Arbeit
von Maschinen honorieren? 

Im alten Griechenland wurde Arbeit
als Plage gesehen. Und auch die Römer
hätten gesagt: „Die spinnen doch! Bei
uns arbeiten Sklaven – und zwar unbe-
zahlt.“ Arbeit war also in der Antike
nichts wert. Genau aus diesem Grund
gab es im Altertum nie eine industrielle

Revolution. Sie konnte erst stattfinden,
als Arbeit einen Wert bekam und Lohn
dafür bezahlt wurde. So führte die Suche
nach Gerechtigkeit zu Fortschritt. Mit
dem Fortschritt wurde Neues machbar.
Wer etwas Neues macht, hat Macht. Wer
mächtig ist, ist verantwortlich, etwas zu
tun. Damit scheidet die Lösungsmög-
lichkeit „gar nichts tun“ aus. 

2. Man kann sich auf die Alten kon-
zentrieren und bei ihnen einsparen nach
dem Motto: „Ab 70 gibt es keinen Roll-
stuhl mehr. Ab 60 kein neues Hüftgelenk
usw.“ Das ist denkbar. Es gibt dann viel-
leicht noch ein paar Privatversicherte,
die sich im Alter von 120 Jahren – denn
wir werden ja immer älter – eine Schön-
heitsoperation kaufen können. Die ande-

ren, die nicht privat versichert sind,
haben diese Möglichkeit nicht. Das ist
ungerecht und scheidet damit ebenfalls
als Lösungmöglichkeit aus.

3. Wir können uns ganz auf die Jun-
gen verlegen und ihnen befehlen, dass sie
mehr zahlen. Allerdings hat schon Fried-
rich II. erkannt, dass „ein Staat nicht
mehr von seinen Bürgern herauspressen
darf. Die Hälfte ist schon fast zu viel.“
Also wäre ein Angriff auf die Jungen
nicht ohne Schwierigkeiten möglich.

4. Verändern wir also die Kurve und
laden wir junge, arbeitsame, Österrei-
cherInnen sein wollende Menschen von
außen ein, zu uns zu kommen und für
unser Land zu arbeiten. Dafür müssen

wir eine gute Infrastruktur schaffen und
die Steuern in Österreich attraktiver
gestalten. Sonst gehen diese jungen, gut
ausgebildeten Arbeitskräfte lieber in
Länder mit geringerer Steuerbelastung. 

5. Schließlich könnte man – wenn
man nur wollte – das Pensionsantrittsal-
ter ändern. Das würde sehr stark wirken.
Ursprünglich wurde das Pensionsan-
trittsalter aus Gerechtigkeit eingeführt.
Bei einer Lebenserwartung von knapp 70
Jahren wollte man jenen, die 40 Jahre
gearbeitet hatten, noch fünf bis zehn
Jahre Leben „gönnen“. Heute ist die
Lebenserwartung weitaus höher. Heute
werden die Menschen wahrscheinlich
länger in Pension sein, als sie jemals gear-
beitet haben. Das ist nicht gerecht. 

In Großbritannien besteht die Mög-
lichkeit, sich individuell auszusuchen,
wann man mit der Erwerbsarbeit aufhö-
ren möchte. Warum soll das nicht auch
bei uns möglich sein? Die Wahrheit
muss gesagt werden – sie ist zumutbar!
Schließlich haben die Gemeinden einen
großen Teil der Pflegearbeit zu über-
nehmen. Wer soll sie leisten? Lauter
Freiwillige? 

Freiwilligkeit ist im großen Rahmen
schwierig. „Liebe deinen Nächsten wie
dich selbst“ ist machbar. Den Nächsten
sehe ich. Wer weit weg ist, den sehe ich
nicht. Bleibt also die Änderung des Pen-
sionsantrittsalters als eine sehr elegante
und gerechte Lösung. Man muss sie nur
im demokratisch organisierten Land
umsetzen. 

„Die Änderung des Pensionsantrittsalters wäre eine elegante und

gerechte Lösung und würde sehr stark wirken.“
Rudolf Taschner



Mut zur Klarheit
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Makroökonomisch hat die Fi-
nanzindustrie auf dem Gebiet
der Nachhaltigkeit zumindest

teilweise versagt; nicht so auf der Ebene der
Serviceleistung, wo die Banken positiv im
Sinne ihrer Kunden agieren. Rettungspake-
te für Banken und Staaten waren das logi-
sche Ergebnis einer Entwicklung, die nach
einer intensiven Deregulierungsphase ab
1990 mit der 2007  aus den USA importier-
ten Subprime-Krise ihren Anfang genom-
men hat. Die derzeitige öffentliche Dis-
kussion erzeugt einen „Krisensalat“ und
erschwert den Einblick in die Ursachen
der Situation. Ohne genaue Ursachen-
analyse ist es nicht möglich, umsetzbare
Lösungsansätze zu finden.

Der Einschnitt 2007 führte zu einem
massiven Vertrauensverlust innerhalb des
Bankenmarktes, dessen Folge mit speziel-
len Hilfspaketen behandelt werden muss-
te. Durch die plötzlichen Liquiditätseng-
pässe konnten sich die Banken nicht mehr
refinanzieren. Rettungspakete wurden
notwendig, um das System zu erhalten. 

Die Staatsschuldenkrise ist darauf
zurückzuführen, dass bei einem hohen
öffentlichen Schuldenstand die Konjunk-
tur eingebrochen ist. Die Beurteilung der
jeweiligen Schuldensituation hängt
wesentlich von den Refinanzierungserfor-
dernissen und der daraus entstandenen
Erwartungsdynamik ab. Die oft vorhande-
ne negative Erwartungshaltung wirkt auf
die Stimmung der globalen Finanzwirt-
schaft und erzeugt in sich weiteren Druck.

Zudem scheint die „Wunderdroge“

Wirtschaftswachstum, welche das absolu-
te Wachstum der Schuldenstände durch
die Relation der Schulden zum Bruttoin-
landsprodukt zudeckt, nicht mehr unein-
geschränkt wirksam. Man fragt sich,
woher ständig neues und vor allem nach-
haltiges Wachstum kommen kann. Der
Ansatzpunkt einer Lösung liegt darin, das
tatsächlich „Leistbare“ bewusster in den
Vordergrund zu stellen. Neues Wachstum
muss qualitatives Wachstum sein; ökono-
mische, ökologische und soziale Aspek-
te müssen nicht im Widerspruch stehen. 

Mehr statt weniger Europa

Der Euro als Währung ist nicht in der
Krise. In der gegenwärtigen Situation
brauchen wir mehr und nicht weniger
Europa; und vor allem ein gemeinsames
und zeitgerechtes Vorgehen. In letzter
Konsequenz könnte dies zur Einfüh-
rung von Eurobonds führen, um die
entstandenen negativen Marktstimmun-
gen zu beseitigen. 

Und wie ist es um die Finanzlage der
öffentlichen Hand bestellt? Auf kommu-
naler Ebene war die freie Finanzspitze im
Jahr 2009 negativ. Die Prognose für 2010

und 2011 hat sich verbessert, die finan-
ziellen Spielräume für die Gemeinden
sind aber trotzdem nicht größer gewor-
den. Für die Kommunen stellt sich immer
mehr die Frage nach dem Leistbaren bei
gegebenen Parametern. Ein wesentlich
bestimmender Faktor sind die Zinskosten
für Finanzierungen. Über kurz oder lang
werden die zuletzt historisch niedrigen
Zinsen wieder auf ein normales Niveau
von rund vier Prozent ansteigen. Damit
erhöht sich der Kostendruck auf die
Gemeinden weiter. Die Kommunalkre-
dit bietet Lösungen an, die zu einer brei-
teren Finanzierungsbasis führen und das
Gemeindebudget entlasten können.

Wir sind gemeinsam gefordert, all die-
sen Einsichten mit Mut zur Klarheit zu
folgen. Kleinmut und Verzagtheit sind
nicht angebracht. Wir hatten in unserem
Teil der Welt in den letzten 60 Jahren das
Glück, in einem goldenen Zeitalter zu
leben – und wir können mit Umsicht und
Einsicht dieses Niveau auch erhalten. Die
Themen, mit denen wir konfrontiert sind,
sind beherrschbar, aber wir müssen unser
Handeln und unsere Erwartungen an den
Realitäten ausrichten. Die Wahrheit ist
zumutbar. Was wir uns heute ohne klare
Sicht auf die finanziellen Konsequenzen
noch zugestehen, wird morgen umso
mehr das Leistbare belasten.

Natürlich stellt sich dabei die Frage
nach dem Stellenwert der Solidarität in der
Gemeinschaft. Ist die EU eine Transferge-
meinschaft? Sie wird es werden müssen,
genauso wie die Republik Österreich eine
ist. Ohne Solidarität ist Nachhaltigkeit
nicht möglich. Nicht ICHlinge sind ge-
fragt, sondern ein gerechtes Miteinander
der Generationen. Das trifft auf Gemeinden
besonders zu; Gemeinsamkeit wird gerade
dort beeindruckend und noch sichtbar ge-
lebt. Wir dürfen dieses Gefühl der Gemein-
samkeit nicht verlieren, bei all der Vielfalt
der aktuellen Themenstellungen. 

HINTERGRÜNDE

Alois Steinbichler, 
Vorstandsvorsitzender 
der Kommunalkredit
Austria, über die 
Krisendebatte und 
was dahinter steckt.



Gestern –
heute – 
morgen
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STUDIE

Warum ist es wichtig, auf das
Gestern zu schauen? „Die
Menschen haben sehr prä-

gende Erinnerungen an das Gestern,
zum Beispiel an die Atomkatastrophe
von Tschernobyl. Wer 1986 selbst erlebt
hat, welche Auswirkungen dieses Ereig-
nis auf Österreich hatte, denkt anders
darüber als der, der nur in der Zeitung
davon gelesen oder einmal davon gehört

Wie jedes Jahr gab es auch
heuer im Vorfeld der
Kommunalen Sommer-
gespräche eine Bürger-
meisterInnen- und Bevöl-
kerungsbefragung durch
das Meinungsforschungs-
institut OGM. Zusätzlich
untersuchte das Institut
Karmasin Motivfor-
schung die Veränderung
von Interessenlagen 
und Werthaltungen der
ÖsterreicherInnen seit
den 1960er Jahren. 
Die in Bad Aussee 
präsentierten Ergebnisse
sorgten teilweise für
Überraschung, zumal
erstmals auch das Saal-
publikum live vor Ort
mitvoten konnte.

Wolfgang Bachmayer präsentiert die 

Ergebnisse der aktuellen BürgermeisterInnen-

und Bevölkerungsbefragung



STUDIE

hat“, erklärte Dr. Helene Karmasin, Lei-
terin des Instituts Karmasin Motivfor-
schung, zu Beginn ihrer Präsentation.
Viele Probleme von heute haben ihre
Wurzeln in der Vergangenheit, in der –
angeblich – alles besser war. War es das? 

Schauen wir uns dazu an, was sich
seit den 1960er Jahren in Österreich ver-
ändert hat: Bis 1968 hatten die Men-
schen einen ungeheuren Glauben an die

Kräfte des Marktes. Es ging in hohem
Tempo aufwärts. Leistung und Wettbe-
werb standen im Vordergrund, alles war
nach Nutzen zu beurteilen. Ab 1968
formierte sich Widerstand gegen dieses
Denken, gleichzeitig erfuhr die Ideolo-
gie des Marktes eine extreme Weiterent-
wicklung. Karmasin: „Es entstand ein
Hyperwettbewerb, der bis heute unge-
brochen ist.“ 

In den Gemeinden ist es zu einer
ähnlichen Polarisierung gekommen.
Entweder heißt es: „Wir müssen uns
etwas anderes überlegen und die
Gemeingüter dem Markt überantwor-
ten. Lasst uns dieses oder jenes privati-
sieren, dann wird alles besser“, oder:
„Wir schrauben unsere Bedürfnisse
zurück, weil wir dieses oder jenes ohne-
hin nicht brauchen und lieber solida-
risch sind.“ 

Der Mensch ist gut

Unter welchen Bedingungen sind denn
Menschen solidarisch, gut, kooperativ?
Karmasin: „Jedes Jahrzehnt des
Gestern hatte seine Schocks und Ängs-
te. Es gab innere und äußere Feinde –
die Ölkrisen, Umweltkatastrophen,

Helene Karmasin erklärt, 

warum viele Probleme von heute ihre 

Wurzeln in der Vergangenheit haben
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Grafik 1: „Öffentliche Leistungen der Gemeinde in Zukunft 
in gleichem Umfang wie bisher finanzierbar?“
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„Die Menschen möchten

die Werte Sicherheit,

Gerechtigkeit, Vertrauen

und Heimat in ihrer Nah-

welt verwirklicht sehen.

Unsere Gesellschaft ist

aber immer noch eine

Marktgesellschaft. 

Das erzeugt Spannung!“
Helene Karmasin



STUDIE

Balkankriege, den Terroranschlag vom 
11. September 2001, die Wirtschafts-
und Finanzkrise. Der durchschnittliche
Mensch versteht die Vorgänge im
Detail nicht. Er behält nur ein Gefühl
in Erinnerung: Ich habe Angst. Das
macht kooperativ.“

Die Angst besteht davor, dass uns
das System nicht mehr trägt, dass nicht
mehr genug Geld da ist, dass Staaten
Pleite gehen können, dass aufgrund
der demografischen Entwicklung an
bestimmten Standorten nur die Alten
zurückbleiben. „Trotz dieser Verände-
rungen bleibt auch vieles gleich“, so
Karmasin. Gemeint ist etwa das
menschliche Bedürfnis nach einem
guten Leben. Dessen Basis ist – schwer
zu definieren – ausreichender Wohl-
stand mit der Möglichkeit zu wohnen,
zu arbeiten, zu essen, seine Kinder zur
Schule schicken zu können, in einer
gesunden Umwelt zu leben, beachtet
und anerkannt zu werden, in der
sozialen Hierarchie aufzusteigen. Kar-
masin: „Ist diese Nahwelt des Men-
schen nicht mehr intakt, sucht er eine
andere.“ 

Die wichtigsten Werte, die heute in
der Nahwelt gegeben sein müssen, um
die Menschen darin zu halten, sind
neben Leistung ausreichend Sicherheit,
Gerechtigkeit, Vertrauen und – neuer-
dings – Heimat. „Die Menschen möch-
ten diese Werte in ihrer Nahwelt ver-
wirklicht sehen. Insgesamt ist unsere
Gesellschaft aber immer noch eine
Marktgesellschaft. Die Konfrontation
dieses Umstandes mit dem Streben nach
immateriellen Werten erzeugt Span-
nung“, so Karmasin.

Zwischen Marktgesellschaft 

und Solidarität

Diese Spannungen und Ängste, aber
auch Hoffnungen fanden deutlichen
Niederschlag in den Ergebnissen der
BürgermeisterInnen- und Bevölke-
rungsbefragung, die von Wolfgang
Bachmayer, Geschäftsführer des Mei-
nungsforschungsinstituts OGM, prä-
sentiert wurden.
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Grafik 2: „Weitere Schulden zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Leistungen?“

7614

7613

8511

75100 50 25 0 25 50 75 100

2009

2010

2011

2009

2010

2011

BürgermeisterInnen

Bevölkerung

keine Schuldenneue Schulden

5926

7516

8310

Q
u

e
ll

e
: 

O
G

M

Grafik 3: „Einsparungen notwendig, welchen Weg gehen?“
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Gemeinde legt einige Leistungen
in die Hände der Bürger, 

die in Eigenverantwortung 
für diese gemeinschaftlichen

Leistungen sorgen 

Einige Leistungen werden 
an private Unternehmen 

ausgelagert, die Bürger bezahlen
marktgerechte Preise

Die bisher von der Gemeinde
angebotenen Leistungen 

werden gekürzt und 
eingeschränkt

Die Leistungen der Gemeinde
bleiben gleich, aber die 

Kosten für die Bürger 
werden spürbar höher

richtiger Wegfalscher Weg
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„Ab 1968 entstand ein Hyperwettbewerb, 

der bis heute ungebrochen ist.“
Helene Karmasin

BürgermeisterInnen

Bevölkerung
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Auf die Frage, in welchem Umfang
öffentliche Leistungen der Gemeinde
in Zukunft finanzierbar seien, zeigten
sich die BürgermeisterInnen deutlich
pessimistischer als die Bevölkerung
(vgl. Grafik 1). Klare Übereinstim-
mung bestand darin, dass zur Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Leis-
tungen keine weiteren Schulden aufge-
nommen werden sollen (vgl. Grafik 2).
Bachmayer: „Hier spielt das aktuelle
internationale Geschehen – Stichwort
Staatsschulden – eine Rolle. Schulden
sind ein Tabuthema.“

Einen Ausweg aus dem Budgetdi-
lemma sehen sowohl BürgermeisterIn-
nen als auch Bevölkerung darin, dass
bestimmte Leistungen in die Hände
der BürgerInnen gelegt bzw. privati-
siert werden. Keine Option sind
Gebührenerhöhungen (vgl. Grafik 3).
Auf die konkrete Frage, wer in
Zukunft welche Leistungen bei einem
Gleichbleiben der Gemeindeleistungen
erbringen soll, zeigte sich allerdings,
dass fast die Hälfte der Bevölkerung
höhere Kosten bei der Kinderbetreu-
ung von 4- bis 6-Jährigen akzeptieren
würde (vgl. Grafik 4). 

Selbstorganisation als Lösung

Bei Leistungskürzungen ist die Ver-
zichtsbereitschaft im kulturellen
Bereich und beim Betrieb und der
Pflege von Sport- und Freizeitein-
richtungen am größten. Diese Leis-
tungen könnten auch am besten von
den BürgerInnen selbst organisiert
werden. Allerdings stehen diesem
freiwilligen Engagement häufig büro-
kratische Hindernisse und komplexe

„Zur Aufrechterhaltung 

der öffentlichen 

Leistungen sollen 

keine weiteren Schulden

aufgenommen werden.

Schulden sind ein 

Tabuthema.“
Wolfgang Bachmayer
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Grafik 4: „Wer soll in Zukunft welche Leistungen erbringen, 
wenn die Leistungen der Gemeinden gleich bleiben, 
die Kosten für die Bürger steigen?“
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Grafik 5: „Welche Probleme und Hindernisse sehen Sie, wenn die 
Bürger manche Leistungen in Zukunft in die eigenen Hände
nehmen, sei es jeder Einzelne für sich oder 
durch nachbarschaftliche Organisation?“
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Grafik 6: „Was passiert bei Übernahme von Leistungen 
durch die Bürger?“
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Rechts- und Haftungsfragen entgegen
(vgl. Grafik 5).    

Gelingt es, dass die BürgerInnen
erfolgreich Leistungen übernehmen, ist
die Bevölkerung mehrheitlich davon
überzeugt, dass das Gemeinschaftsge-
fühl, die Identität und das Miteinander
in der Gemeinde gestärkt würden (vgl.
Grafik 6). Die BürgermeisterInnen
sehen diese Frage noch positiver. Bach-
mayer: „Da schwingt große Hoffnung
mit, mit dieser Software die nächsten
Wahlen zu gewinnen.“ 

Auf die visionäre Frage „Würden
Sie sich mit Ihrem privaten Geld an
Projekten Ihrer Gemeinde beteiligen?“
reagierten sowohl Bevölkerung als auch
BürgermeisterInnen skeptisch (vgl.
Grafik 7). Bei der Frage nach Möglich-
keiten zur Entlastung des Gemeinde-
budgets durch Zusammenlegungen
ganzer Gemeinden zeigte sich die
Bevölkerung grundsätzlich aufge-
schlossener als die BürgermeisterInnen
(vgl. Grafik 8).
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Grafik 8: Möglichkeiten zur Entlastung des Gemeindebudgets
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gemeinden in politischer und
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also ein Bürgermeister, ein

Gemeindeamt, ein Bauhof usw.
gemeinsam, die Identität der

Gemeinden (Ortsname, Orts-
schilder, … ), bleibt jedoch erhalten

Zusammenlegung von 
Kleinstschulen zu regionalen

Schulzentren mit modernerer
Ausstattung und 

Nachmittagsbetreuung

Bei kleineren oder weniger 
als 40 km voneinander 

entfernten Spitälern 
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Abteilungen zu einer speziali-
sierten größeren Abteilung in

regionalen Spitalszentren

richtiger Wegfalscher Weg
BürgermeisterInnen

Bevölkerung

„Fast die Hälfte der Bevölkerung würde 

höhere Kosten bei der Betreuung 

von 4- bis 6-Jährigen akzeptieren.“
Wolfgang Bachmayer
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Grafik 7: „Würden Sie sich mit Ihrem privaten Geld an Projekten
Ihrer Gemeinde beteiligen?“
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Experten unter sich
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Erstmals fanden heuer im Rahmen der Kommunalen Sommergespräche spezielle Fachworkshops statt,

die die Möglichkeit boten, sich in Kleingruppen intensiv und praxisnah mit einem Thema auseinan-

derzusetzen. In insgesamt sechs „Kommunalen Akademien“ wurden anhand von einleitenden Impuls-

referaten und Best-Practice-Beispielen Erfahrungen mit Experten ausgetauscht, Ideen aufgenommen

und diskutiert, Lösungsansätze erarbeitet und Hilfestellungen für den kommunalen Alltag gefunden.

Bürgermeister Franz Wachter (links) und Vizebürgermeister Herbert Weber 

geben Tipps zur erfolgreichen Leitbildgestaltung von Gemeinden

Im Vordergrund stand nicht die
Theorie, sondern eine überaus pra-
xisnahe Herangehensweise. Grund-

regel: „Es gibt kein Patentrezept. Der
Weg zum Leitbild ist individuell. Ein
Leitbild ist das Ergebnis eines Prozes-
ses“, so Franz Wachter und Herbert
Weber. Die wichtigsten Tipps sind nach-
stehend zusammengefasst:
• Der Auslöser für die Entwicklung

eines Leitbildes ist meist das Gefühl,
dass etwas in der Gemeinde fehlt, dass
etwas „nicht passt“ und anders wer-
den soll. Diesen Ursachen muss man
zuerst auf den Grund gehen.

• Erwartungshaltungen definieren:
Hier geht es darum, sich Ziele zu set-
zen und das für die Gemeinde passen-
de Bild zu finden, das man am Ende
des Prozesses sehen möchte.

• Externen Input einholen – zum Bei-
spiel über Familien-Audits.

• Eine/n Projektleiter/in bestellen: Das
Projekt „Leitbild“ steht und fällt mit
dem Projektleiter. Er/sie sollte recht-
zeitig bestimmt werden, sonst läuft man
Gefahr, eine Notlösung zu generieren.

• Die Projektgruppe sollte nicht zu
groß sein, aber die Mischung mög-
lichst viele verschiedene Bereiche
abdecken, um die Gefahr „politischer
Reflexe“ zu reduzieren. 

• Bereits Vorhandenes bewusst machen!
Für viele Bewohner sind Leistungen so
selbstverständlich, dass man sie gar nicht
mehr als Angebot der Gemeinde empfin-
det. Machen Sie diese Leistungen den
Menschen und sich selbst wieder bewusst!

• Erreichbare, greifbare und leistbare
Ziele setzen – sonst wird aus Motiva-

tion eine Belastung und der Prozess
kommt zum Erliegen. Auch kleine
Schritte führen ans Ziel. Nicht alles auf
einmal wollen! Partner ins Boot holen!

• Einbindung der Bevölkerung: Es ist
wichtig, den Kontakt mit der Bevölke-
rung zu suchen. Die Anliegen müssen
von „unten“ kommen, sonst ist die
Identifikation gleich Null. 

• Kommunikation innerhalb der Grup-
pe, zur Bevölkerung und überregional;
Logo als Mittel zur Identifikation
möglichst oft und gezielt einsetzen;
Medien gestreut für alle Altersgrup-
pen verwenden.

• Motivation durch Erfahrungsaus-
tausch: Man muss über den Tellerrand
hinausschauen können. Das geht nur,
wenn man sich mit anderen trifft, die
ebenfalls an einem Leitbild arbeiten. 

• Der Prozess darf nicht enden. Was sich
bewegt, lebt! Man muss auf sich ändern-
de Gegebenheiten reagieren und das
Leitbild gegebenenfalls anpassen.

10 Schritte 
zum Leitbild
Unter der Leitung von Franz Wachter,
Bürgermeister von Deutsch Schützen-

Eisenberg, und seinem Vizebürger-
meister Herbert Weber lernten die

TeilnehmerInnen der 1. Kommunalen
Akademie Möglichkeiten zur Identifi-
kation von Alleinstellungsmerkmalen

für ihre Gemeinden kennen. 



Meine Gemeinde 
in der EU
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Eine Möglichkeit ist die EU-
Gemeinderäteinitiative. Ihr Ziel
ist es, Wege zu finden, um die

Distanz zwischen Bürgern, Gemeinden
und der EU als Ganzes zu überbrücken
und ein neues Gemeinschaftsgefühl
herzustellen. „Es geht nicht darum,
Europa schönzureden, sondern sach-
lich zu informieren und Themen in

einen Kontext zu setzen“, so Nikolaus
Lutterotti.  

Aktuell stehen im Rahmen der EU-
Gemeinderäteinitiative folgende Ser-
viceeinrichtungen und -angebote zur
Verfügung:
• eine von Fachleuten und Diplomaten

besetzte EU-Hotline unter der Tel.-Nr.
0501150-3805 zum Ortstarif

Welche Möglichkeiten gibt es, die Interessen der
Gemeinden auf europäische Ebene zu bringen? Dieser
Frage widmete sich Mag. Nikolaus Lutterotti vom
Bundesministerium für europäische und internationale
Angelegenheiten in der 2. Kommunalen Akademie. 

Zwei Punkte wurden vom Rechts-
experten Farsam Salimi als beson-
ders relevant angesehen: „Zentral

sind die Fahrlässigkeit oder der Vorsatz.
In der Fahrlässigkeit gibt es einige Abstu-
fungen, aber grundsätzlich drehen sich
die meisten Streitfälle um Fahrlässigkeit
oder Verletzung der Sorgfalt.“ Wie kom-
plex die Thematik ist, erläuterte Salimi
anhand verschiedener Formen der Fahr-
lässigkeit und der Sorgfaltspflicht. 

„Die Grundlage eines strafrecht-
lichen Verfahrens ist immer ein persön-
licher Vorwurf“, so Salimi. „Das heißt,

dass die jeweilige Entscheidung tatsäch-
lich auch immer vom Bürgermeister
getroffen worden sein muss. Ab dann
kann es schwierig werden, denn die Sorg-
faltspflicht beinhaltet beispielsweise auch
das sogenannte ‚Auswahlverschulden‘
oder das ‚Überwachungsverschulden‘.
Das bedeutet, dass ein Bürgermeister für
eine Aufgabe den richtigen Mitarbeiter
auswählen und die Überwachung von
dessen Arbeit sicherstellen muss.“ 

Wenn beispielsweise ein Mitarbeiter
der Gemeinde einen Wandersteg über
eine Klamm überprüft, dann muss er
dafür die entsprechenden Kenntnisse
haben. Dafür und dass der jeweilige Mit-
arbeiter diese Aufgabe gewissenhaft aus-
führt, haftet der Bürgermeister. Salimi:
„Ebenso hat der Bürgermeister dafür zu
sorgen, dass die Zuständigkeiten in der

Gemeinde klar sind. Selbst wenn ein Bür-
germeister seinem Mitarbeiter Aufgaben
konkret zuteilt und deren Erledigung
mehrfach einmahnt, ist der Bürgermeister
möglicherweise für etwaige Schäden haft-
bar. Ihn trifft dann das sogenannte ‚Orga-
nisationsverschulden‘, denn er hätte dafür
sorgen müssen, dass die gestellten Aufga-
ben erledigt werden.“ 

Die 3. Kommunale 
Akademie befasste 

sich intensiv mit der 
strafrechtlichen Verant-

wortung von Bürger-
meisterInnen – ein 

heikles Gebiet, wie der
Einleitungsvortrag von

Mag. Dr. Farsam Salimi
von der Universität

Wien zeigte. 

• Newsletter „Fakten statt Mythen“ für
Fragen von allgemeinem Interesse

• Organisation von Reisen nach Brüssel
und Vernetzung

• Ausbildungsprogramm mit bundes-
landspezifischen, maßgeschneiderten
Seminaren, um Gemeinderäten EU-
relevantes Wissen zu vermitteln

Der Weg zum EU-Gemeinderat ist
ein formloser, rascher Prozess. Die
Gemeinde entscheidet selbst, wer es wer-
den soll. Das Außenministerium benötigt
nur ein einfaches E-Mail mit der Zustim-
mung des jeweiligen Bürgermeisters und
Gemeinderats. Weitere Informationen
unter www.aussenministerium.at

Strafrechtliche Haftung 
der Gemeindeorgane

Mag. Nikolaus Lutterotti vom Außenministerium

stellt die EU-Gemeinderäteinitiative vor

Rechtsexperte Mag. Dr. Farsam Salimi erklärt,

wofür ein Bürgermeister haftet und wie er sich

absichern kann
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Gegenwärtig ist jede/r fünfte
Österreicher/in über 65 Jahre
alt (17 %). Laut Statistik

Austria werden bis 2050 bereits 28 %
der österreichischen Bevölkerung älter
als 65 Jahre sein. Die Altersgruppe der

Zum Thema „Künftige Anforderungen 
an die Pflegeinfrastruktur“ wurde 

im Rahmen der 4. Kommunalen 
Akademie unter der Leitung von 

Claudia Wieser, Teamleiterin Soziale 
Infrastruktur Kommunalkredit 

Austria, diskutiert. 

zeigte die wichtigsten Einflussfaktoren auf
die Höhe von Geld- und Kapitalmarkt-
zinsen auf. Schließlich stellte er die nach-
folgenden Absicherungsinstrumente vor,
die den Wünschen der Kommunen nach
Sicherheit, Partizipation und möglichst
geringen bis keinen Kosten in unter-
schiedlichem Ausmaß entsprechen:

Management 
von Zinsrisken

Nach Jahren eines historisch
niedrigen Zinsniveaus hat die
Europäische Zentralbank

(EZB) ab April 2011 ihren Leitzinssatz
bereits zweimal angehoben, um der
Inflationsgefahr in der Eurozone entge-
genzuwirken. Weitere Zinserhöhungen
sind zu erwarten. 

„Vor diesem Hintergrund ist es für
Gemeinden besonders wichtig, sich recht-
zeitig gegen zusätzliche Finanzierungskos-
ten aufgrund steigender Zinsen abzusi-
chern“, so Rainer Bacher. Der Treasury-
Experte präsentierte in seinem Impulsre-
ferat Erklärungsmodelle für den unter-
schiedlichen Verlauf von Zinskurven und

Variable 
Finanzierung

Fixzins-
vereinbarung

Absicherung 
mit Zinscap

Kombinations-
lösung

� � �

� � �

� � �

keine 
Sicherheit Partizipation Kosten

Schaffung maßgeschneiderter 
Lösungen durch Berücksichtigung 
individueller Kundenbedürfnisse

Um die Entwicklungen 
des Zinsniveaus und die 
Möglichkeiten, sich gegen
steigende Zinsen abzusichern,
ging es in der 5. Kommunalen
Akademie unter der Leitung
von Mag. Rainer Bacher,
Teamleiter Treasury Solutions
Kommunalkredit Austria. 

Pflege – 
who cares?

Claudia Wieser von der Kommunalkredit präsentiert künftige Anforde-

rungen an die Pflegeinfrastruktur und geeignete Finanzierungsmodelle

Mag. Rainer Bacher gibt einen Überblick darüber, welche Erklärungsmodelle hinter der 

aktuellen Zinsentwicklung stecken und welche Absicherungslösungen möglich sind 



Energie der Zukunft
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Über-80-Jährigen, für die ein Großteil
der Pflegeleistungen anfällt, wird dann
bei 11,5 % (derzeit 4,8 %) liegen. 
Das bedeutet mindestens eine Verdop-
pelung der Pflegekosten bis zum 
Jahr 2050. 

Aktuell gibt es in Österreich 862
Pflegeheime mit rund 75.000 Betten.
Davon werden 48 % öffentlich betrie-
ben. Die jüngsten Bedarfs- und Ent-
wicklungspläne der Bundesländer pro-
gnostizieren einen zusätzlichen Bedarf
von etwa 8.100 Pflegeheimplätzen (+ 11 %)
bis 2015. „Das entspricht einem Investi-
tionsvolumen von rund 672 Millionen
Euro“, so Claudia Wieser. 

Förderungen spielen bei der Finan-
zierung dieses zusätzlichen Bedarfs
eine große Rolle. Allerdings ist das
Angebot an Förderungen bei der
Errichtung bzw. Sanierung kaum über-
schaubar und variiert von Bundesland
zu Bundesland. Der Weg zur Förde-
rung geht über die Sozialreferate und
umfasst folgende Punkte:
• Prüfung des Bedarfs anhand der

Bedarfsplanungen der Länder
• Abschluss eines Vertrages mit Fest-

stellung der Pflegesätze zwischen den
Ländern und dem Pflegeheimerrichter

• Vertrag als Voraussetzung für Kosten-
übernahme von „Nicht-Selbstzahlern“

• Einbeziehen sonstiger Förderungs-
referate in der Landesverwaltung

• Offiziell werden von Ländern nur
gemeinnützige Pflegeheime geför-
dert.

Die Kommunalkredit Austria un-
terstützt Gemeinden im Rahmen ihrer
„Initiative Pflege“ mit Know-how,
Beratung und Finanzierungen. Dabei
stehen folgende Grundarten von
Finanzierungsmodellen zur Verfü-
gung:
1. Eigenrealisierung durch die Gemeinde
2. Betrieb mit marktbestimmter Tätigkeit
3. PPP-Verfügbarkeitsmodell
4. PPP-Marktrisikomodell

die Nutzung heimischer Ressourcen,
was wiederum zu einer Belebung der
regionalen Wirtschaft führt. 

Die Eckpfeiler einer nachhaltigen
Energiepolitik umfassen die Einbezie-
hung von Strom, Wärme und Mobilität,
die Nutzung von Energieeffizienzpo-
tenzialen, die Maximierung des Anteils
erneuerbarer Energien, die Berücksich-
tigung von Raumordnungskonzepten
sowie eine Gemeindegrenzen über-
schreitende Energieplanung. „Außer-
dem braucht es ein klares Ziel auf Basis
einer Ist-Analyse von Ressourcen und
Bedarf, eine treibende Kraft vor Ort mit
dem Mut, neue Wege zu gehen,
Bewusstseinsbildung und Einbindung

aller Bürgerinnen und Bürger“, so
Alexandra Amerstorfer.

Zur Durchsetzung einer nachhalti-
gen Energiepolitik stehen zahlreiche
unterstützende Mechanismen zur Ver-
fügung – allen voran die Klimainitiative
klima:aktiv, verschiedene Investitions-
förderungen sowie die spezielle Unter-
stützung von Klima- und Energiemo-
dellregionen. 

Aktuell weist Österreich die
größte Abweichung zum
Kyoto-Klimaziel auf, gefolgt

von Italien, Dänemark und Spanien. Die
Zielverfehlung einzelner Länder gefähr-
det die Zielerreichung der EU insge-
samt. Vermehrte Anstrengungen zur
Erreichung von Klimaeffizienz und
Unabhängigkeit von fossilen Brennstof-
fen sind dringend geboten. Energieau-
tarkie basierend auf umweltfreundlichen
Energiequellen verringert die Gefahr,
durch globale Energiekrisen und stei-
gende Energiepreise in Mitleidenschaft
gezogen zu werden. Sie ermöglicht die
Unabhängigkeit von politisch unsiche-
ren Öl-/Gas-Lieferländern und fördert

Wo steht Österreich in der Energiefrage? 
Warum ist Energieautarkie erstrebenswert? Um diese
Kernthemen ging es in der 6. Kommunalen Akademie 
unter der Leitung von DI Alexandra Amerstorfer,
Geschäftsführerin Kommunalkredit Public Consulting,
und Co-Referenten DI Dr. Martin J. F. Steiner, 
Bildungsbeauftragter der Wirtschaftskammer 
Steiermark und Energieautarkie-Coach. 

Energieautarkie-Coach Dr. Martin J. F. Steiner

und DI Alexandra Amerstorfer von der 

Kommunalkredit Public Consulting 

zeigen Wege zur Energie der Zukunft auf



Bürgerengagement 
als Erfolgsfaktor

Ohne Bürgerengagement wäre das „normale“ Leben in

der Familie und in den Gemeinden in der bestehenden,

guten Qualität nicht aufrechtzuerhalten. Welche Mög-

lichkeiten gibt es, seine helfenden Hände verstärkt ein-

zusetzen? Wohin kann man sich wenden, um Unterstüt-

zung zu erhalten oder anzubieten? Über die Notwendig-

keit freiwillig Helfender wurde in vier Parallelforen 

am zweiten Veranstaltungstag intensiv diskutiert. Vorab

veranschaulichte ein Kurzfilm in berührenden Bildern

die Beweggründe von ehrenamtlich tätigen Österreiche-

rinnen und Österreichern. Die wichtigsten Inhalte,

Ergebnisse und Statements sind hier zusammengefasst. 
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Bis 2030 wird 
eine gewaltige
Kostensteigerung
im Pflegesystem
erwartet. Können
Freiwillige diese
Zukunftsaussichten
verbessern?

Diesem Thema widmete sich die
Workshopgruppe von Mag.
Walter Marschitz, Geschäfts-

führer Hilfswerk Österreich, und Franz
Ferner, Geschäftsführer Volkshilfe 
Steiermark, unter der Moderation von
Dr. Engelbert Washietl, freier Journa-
list. In seinem Impulsreferat wies Wal-
ter Marschitz darauf hin, dass das Pfle-
gesystem in den nächsten zehn Jahren in
eine Doppelmühle geraten werde:
Geburtenstarke Jahrgänge rücken ins
Pflegealter vor, geburtenschwache ins
Alter der Pflegekräfte. Es würden rund
9000 Pflegekräfte zusätzlich gebraucht.
Woher nehmen? 

Marschitz empfahl eine Neuord-

Mischformen zwischen freiwilliger
und bezahlter Tätigkeit – etwa durch
geringfügige Aufbesserung von Pensio-
nen seien – möglich, nachdenken könne
man aber auch über steuer- und sozial-
rechtliche Privilegierung solcher Perso-
nen ähnlich den Sporttrainern. Wichtig
sei, dass die Freiwilligen in ein lokales
Team eingebunden und richtig geführt
werden. 

Insgesamt, so waren sich die Forum-
TeilnehmerInnen einig, mache Freiwil-
ligkeit einen Wandel durch. Undifferen-
zierte Ehrenämter seien nicht mehr
attraktiv, hingegen würden projektbe-
zogene und zeitlich begrenzte Aufga-
ben gern übernommen. 

nung der Kompetenzen, attraktivere
Arbeitsbedingungen und gezielte
Anwerbung ausländischer Kräfte. Das
Potenzial freiwilliger Helfer müsse ver-
stärkt genutzt werden, jedoch: „Freiwil-
ligenarbeit kann nur einen begrenzten
Beitrag zur Bewältigung der Herausfor-
derungen im Pflegebereich leisten“, so
Franz Ferner.

TREFFPUNKT FORUM

Freiwilligenarbeit und

ihre Grenzen: v. l. n. r.

Engelbert Washietl,

Franz Ferner, 

Walter Marschitz

Pflegefall Pflegesystem
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„Es freut mich, wenn

die Leute dadurch

auch Freude haben.“

Dominik Mischlinger,

besucht wöchentlich das

Pflegeheim Senecura
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Die Wasserver-
sorgung wird im

ländlichen Bereich
vor allem durch 

Wassergenossen-
schaften organisiert. 
Welche Rolle spielen
dabei ehrenamtliche

Funktionäre?

Dazu diskutierten DI Wolfgang
Aichlseder, Geschäftsführer
OÖ Wasser, Werner Sams,

Obmann OÖ Wasser, und Baumeister
Ing. Herbert Wallner, Obmann Dach-
verband Salzburger Wasserversorger,
unter der Moderation von Mag. Nicho-
las Bukovec von der Tageszeitung
„Kurier“.

In Österreich sind aktuell rund
28.000 ehrenamtliche MitarbeiterInnen
in fast 4000 Wassergenossenschaften
und Wassergemeinschaften tätig. Die
Arbeit der Freiwilligen entspricht einer
Wertschöpfung von rund 156 Millio-
nen Euro. Die Zahl der Wassergenos-
senschaften hat in den letzten Jahren
zugenommen, was zeigt: Es finden sich
immer mehr Freiwillige. Sind aber
Wassergenossenschaften auch günsti-
ger als herkömmliche Versorgungslö-
sungen?

Die Forum-TeilnehmerInnen waren
sich bei dieser Frage nicht einig. Für die
Wassergenossenschaften würde spre-

chen, dass Freiwillige motivierter sind
als bezahlte Funktionäre. Es geht
schließlich um ihr eigenes Geld – sie
haften in der Genossenschaft mit ihrem
Privatvermögen. Rechnet man den
Arbeitsaufwand aller Freiwilligen mit
ein, zeigt sich auf der Kostenseite ein
anderes Bild.

Einen Ausgleich über Zuschüsse zu
schaffen sei für die Wassergenossen-
schaften nur schwer möglich. In Ober-
österreich sei es oft so, dass nur jemand,
der von Anfang an gefördert wird, auch
später Zugang zu Förderungen habe.
Wassergenossenschaften starten häufig
ohne Förderungen.

Bei der Grundsatzfrage, ob das heik-
le Thema Wasser überhaupt in der Ver-
antwortung von Freiwilligen liegen solle,
waren sich die Forum-TeilnehmerInnen
einig, dass es unbedingt eine gute Ausbil-
dung und Beratung für die Mitarbeite-
rInnen geben müsse. Außerdem sollte
ein System der Fremdkontrolle aufge-
baut werden. 

TREFFPUNKT FORUM

Wasser marsch! – nicht nur

bei der Feuerwehr: v. l. n. r.

Wolfgang Aichlseder, 

Herbert Wallner, Nicholas

Bukovec, Werner Sams

Ehrenamt 
in der öffentlichen 
Daseinsvorsorge
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„Ich bin davon 

ausgegangen, dass

ich Unterstützung 

von offizieller Seite

bekomme. Bald habe

ich gemerkt, dass das

undenkbar ist. Man

konnte sich nicht 

vorstellen, dass Ehren-

amtliche sich mit einer

Gruppe von Menschen

konfrontieren wollen,

mit denen auch die pro-

fessionellen Sozial-

arbeiter oft Schwie-

rigkeiten haben.“

Cecily Corti, 

Gründerin der Schlafstelle

„VinziRast“ für Obdachlose

„Freiwilligenarbeit

kann man nicht kau-

fen, nicht  bestellen.

Freiwilligkeit ist eine

Lebenseinstellung.“

Franz Holzer, Leiter des

Pflegeheims Senecura
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Dieses Themas nahmen sich KR
Josef Buchta, Präsident des
Österreichischen Bundesfeuer-

wehrverbandes, DI Andreas Furm-
Hazivar, Bundesbeauftragter für Grup-
penleiterInnen der PfadfinderInnen
Österreichs, und DI Astrid Aichinger,
Landesbeauftragte für Ausbildung in der
Steiermark und Gruppenleiterin Pfadfin-
derInnen Leoben, unter der Moderation
von Chefredakteur Manfred Perterer
von den „Salzburger Nachrichten“ an. 

auf die neue Linie des Bundesfeuerwehr-
verbandes hin, Ortsfeuerwehren zur
Zusammenarbeit über die Gemeinde-
grenzen hin zu ermuntern, die Neuan-
schaffung von Geräten nach regionalen
Gefahrenplänen gemeinsam zu betreiben.

Zur Förderung von Freiwilligentä-
tigkeit präsentierten Astrid Aichinger
und Andreas Furm-Hazivar u. a. fol-
gende Vorschläge:
• Bereitstellung von Infrastruktur, 

z. B. Vereinsheimen, Meetingräumen, 
Archivräumen, Kopiergeräten und
Telefon

• Unterstützung in der Öffentlichkeits-
arbeit

• personelle Hilfe in Form einer Anlauf-
stelle für Vereine 

• finanzielle Zuwendungen
• Anerkennung und Dank beispiels-

weise durch Ehrungen, die Bevorzu-
gung von Freiwilligen bei der Vergabe
von Gemeindejobs, Unterstützung bei
der Aus- und Fortbildung, Gewäh-
rung von Vergünstigungen bei Ein-
trittsgeldern

Ergebnis der Diskussion mit den
Forum-TeilnehmerInnen: Jede Investi-
tion in die Freiwilligentätigkeit ist eine
Investition in den gesellschaftlichen
Zusammenhalt einer Gemeinde. Ver-
einsförderung ist Vorbeugung vor sozia-
len Verwerfungen. Die Unterstützung
der Ehrenamtlichen, egal ob in Feuer-
wehr, Musikverein, Pfadfindergruppe,
Sportverein oder Kulturinitiative, trägt
nicht nur zu einem reichhaltigen
Gemeindeleben und zur Identitätsstif-
tung bei, sondern bewahrt die Gemein-
den auf Sicht vor notwendigen und teu-
ren Investitionen in die Reparatur der
Gesellschaft. 

Über die besondere Bedeutung der
Freiwilligen Feuerwehren für die Sicher-
heit in den Gemeinden herrschte im
Forum Einstimmigkeit. Eingewendet
wurde, dass die Begehrlichkeiten man-
cher Ortsfeuerwehrkommandanten groß
seien und die Gemeinden oftmals die
Wünsche nach neuem Gerät, nach neuer
Ausrüstung und nach neuen Zeugstätten
nicht erfüllen könnten. KR Buchta wies

Welche Infrastruktur 
brauchen die Vereine 
und Organisationen, 

um ihre Freiwilligen-
tätigkeit aufrecht-

erhalten zu können? 
Wer trägt die 

Kosten dafür?

Vereinsleben in 
der Gemeinde

TREFFPUNKT FORUM

Mehr Anerkennung von freiwilligem Engagement: v. l. n. r. Andreas Furm-Hazivar, Astrid Aichinger, 

Manfred Perterer, Josef Buchta

„Auch wenn man’s

freiwillig macht, ist es

wichtig, mit Herzblut

dabei zu sein. Man

kann keine halben

Sachen machen und

muss sich bewusst

sein, welche Verant-

wortung man trägt.“

Thomas Herbst, 

Freiwillige Feuerwehr 

Hallein

„Ohne Ehrenamtliche

würde viel nicht funk-

tionieren. Ich betrachte

es als schöne Arbeit,

aber es ist viel zu viel

darauf aufgebaut.“

Karin Kainhofer, 

hilft ehrenamtlich 

im Diakoniewerk 

„Wohnen & Fördern“
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Dazu diskutierten Dr. Werner
Kerschbaum, Generalsekre-
tär-Stellvertreter Rotes Kreuz

und MMag. Manuela Oberaigner,
Freiwilligenkoordination Rotes Kreuz,
unter der Moderation von Eva Weis-
senberger von der „Kleinen Zeitung“
mit ihren Forum-TeilnehmerInnen.

Die gute Nachricht zuerst: 2006 arbei-
teten mehr ÖsterreicherInnen freiwillig
als 2000. Die schlechte: Die Anzahl der
geleisteten Stunden ging in diesem Zeit-
raum um zwölf Prozent zurück. Trotz-
dem kann man sagen, dass uns die Freiwil-
ligen – noch? – nicht ausgehen, denn „es
macht Spaß“, wie viele freiwillig Enga-
gierte finden. „Man kann anderen helfen,
gewinnt neue Freunde, kann eigene Fähig-
keiten und Erfahrungen einbringen und
ist für das Gemeinwohl nützlich.“ 

Dabei finden sich unter den 15- bis 29-
Jährigen genauso viele Freiwillige wie
unter den Älteren, sie engagieren sich auch
aus ähnlichen Gründen. Fragt man hinge-
gen jene 56 Prozent der ÖsterreicherIn-
nen, die nicht freiwillig arbeiten – weder
formell noch im Rahmen von Nachbar-
schaftshilfe informell –, hört man am häu-
figsten: „Ich bin nie gefragt worden.“

Als größte Herausforderungen in
der Freiwilligenarbeit wurden folgende
Argumente genannt: 
• „Es ist schwer, Jugendliche für politi-

sche Arbeit zu gewinnen.“

• „Die Mitgliedschaft in einem Verein
wird nicht mehr von den Eltern auf die
Kinder ‚vererbt‘.“

• „Es gilt, ehemalige Freiwillige, die sich
wegen der Kindererziehung zurückge-
zogen haben, zurückzugewinnen.“

• „Viele Menschen wollen sich nicht
gleich ‚für immer‘ einer Organisation
verschreiben, sondern projektbezogen
arbeiten.“

• „Wer wenig verdient, kann sich Frei-
willigenarbeit nur schwer leisten.“

Als Lösungsansätze wurde u. a. vor-
geschlagen:
• Freiwillige brauchen Anerkennung

ihrer Arbeit – etwa durch ein Punkte-
system mit Belohnungen für Jugend-
liche, die Anrechnung von Freiwilli-
genarbeit für Ausbildungen im medi-
zinischen und im Sozialbereich, Auf-
wandsentschädigungen oder Bezah-
lung von Führungspersonal, Steuer-
vorteile (Absetzbarkeit von „Zeit-
spenden“) oder die Anrechnung von
Freiwilligenarbeit für die Pension.

• Die BürgermeisterInnen sollten sich
nicht als „Macher“ verstehen, sondern
als „Ermöglicher“. Die Gemeinden
sollten die Freiwilligenaktivitäten nur
koordinieren und nicht alles selber
machen. 

• Es sollte ein bedingungsloses Grund-
einkommen geben, um mehr Menschen
freiwillige Arbeit zu ermöglichen.

Gehen uns die 
Freiwilligen aus, 

weil sich ihre 
Bedürfnisse ändern?

Wie können 
Organisationen 
und Gemeinden 
den Zugang zum 

freiwilligen 
Engagement 

attraktiver gestalten?

Stand und Zukunft 
der Freiwilligenarbeit

Große Herausforderungen in der Freiwilligenarbeit: Werner Kerschbaum vom Roten Kreuz

„Stellen Sie sich vor,

alle würden einen 

Tag lang alle

Freiwilligenarbeiten

niederlegen. 

Das würde den 

österreichischen

Staat ziemlich 

lahmlegen.“

Stina Jandl, 

Leiterin des Diakoniewerks

„Wohnen & Fördern“

„Für die Entwicklung

der Jugendlichen 

ist es wichtig, 

Freiwilligenarbeit

erlebt zu haben, 

weil sie das für 

später prägt.“

Caroline Ledl, 

Pfadfinderführerin

„Einmal ist hier 

ein Kind zur Welt

gekommen. Das war

wie Weihnachten. 

In dieser Umgebung

ein neues Leben zu

begrüßen war ein

besonderes 

Erlebnis.“

Ingrid Jobst, 

freiwillige Helferin in 

der Schlafstelle „VinziRast“

für Obdachlose
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Im Anschluss an 
die Foren hatten die 
TeilnehmerInnen die
Möglichkeit, ihre Erfah-
rungen und Gedanken 
in lockerer Atmosphäre
auszutauschen und 
sich über die Inhalte 
der jeweils anderen 
Foren zu informieren. 
Das Angebot wurde rege
genutzt. Es wurde intensiv
zwischen Vortragenden,
Teilnehmenden und 
VertreterInnen von 
Gemeindebund und 
Kommunalkredit 
Austria diskutiert.

Mit kritischen Fragen 

zum Thema „Pflegefall

Pflegesystem“ setzten

sich die Vertreter des

Hilfswerks Österreich 

und der Volkshilfe 

Steiermark an ihrem 

Tisch auseinander

Zu Fragen über die Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung im

ländlichen Raum war vieles am Tisch der Wasserversorger aus 

Oberösterreich und Salzburg zu erfahren

Werner Kerschbaum, Generalsekretär-Stellvertreter Rotes Kreuz, und Manuela

Oberaigner, Freiwilligenkoordination Rotes Kreuz, standen Interessierten 

zum Thema „Stand und Zukunft der Freiwilligenarbeit“ Rede und Antwort

Andreas Fleischmann, 

Mitglied des Vorstandes 

der Kommunalkredit Austria, und

Christian Kummert, 

Bereichsleiter Vertrieb der 

Kommunalkredit Austria, 

beantworteten Fragen 

zum Thema Kommunal-

finanzierungenCafé 
Zukunft
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Es war einmal ein alter Vater mit
seinem kleinen Sohn in der Wüste
unterwegs. Der Sohn ritt auf

einem Esel, der betagte Mann ging neben-
her. Da begegnete ihnen eine Reisegruppe
und schimpfte: „Wie kann der Sohn den
alten Vater nur zu Fuß gehen lassen?“
Daraufhin stieg der Sohn vom Esel und
machte seinem Vater Platz. „Schaut euch
diesen Vater an! Er sitzt bequem am Esel
und lässt seinen kleinen Sohn laufen!“,

hieß es von einer zweiten Reisegruppe.
Nun zog der Vater den Sohn zu sich in
den Sattel. Nicht lange, und sie stießen auf
eine dritte Gruppe von Reisenden. „Was
für herzlose Menschen, die so mit dem
schwachen Tier umgehen!“, tönte es. Also
stiegen Vater und Sohn ab, nahmen den
Esel auf die Arme und trugen ihn. Die
vierte Reisegruppe, die ihnen nach weni-
gen Schritten begegnete, meinte kopf-
schüttelnd: „Was sind das bloß für Esel!“

Dieses kleine Beispiel verdeutlicht,
wie subjektiv Wirklichkeiten wahrge-
nommen werden. Noch stärker gehen
die Einschätzungen zu Zukunftsfragen
auseinander. Die Zukunft im Singular
schließt Zukünfte im Plural ein. Mit
Fukushima ist klar geworden, dass ein
Restrisiko Realität werden kann und wir
über Sicherheitsanforderungen neu
nachdenken müssen. Wir müssen das
Undenkbare denken, mit dem Unbere-
chenbaren rechnen und das Unwahr-
scheinliche für wahrscheinlich halten.
Das ist Zukunftsforschung. 

Damit meine ich nicht kurzlebige
Modeerscheinungen, sondern die Grund-
richtung einer langfristigen Entwicklung,
die zumindest 15 Jahre andauert und auf
statistischen Zeitreihen basiert. Als
Zukunftsforscher prophezeie ich nicht.
Ich beobachte, was war, was geschieht
und wäge Folgen für die Zukunft ab. Mir
geht es um die Frage: „Was will der
Mensch?“ Dieses Wollen ist vorhersagbar.
Es beruht auf Lebensgewohnheiten, aus
deren Beobachtung sich folgende Trends
für die Zukunft ableiten lassen: 

Die Zeit der Selbst-
bezogenheit ist vorbei.
Das Kollektiv feiert
Renaissance – allerdings
unter neuen Vorzeichen.
Wie diese aussehen,
erklärte Professor Horst
W. Opaschowski,
Zukunftswissenschafter
und Berater für 
Wirtschaft und Politik.

Haben ICHlinge 
keine Zukunft 

mehr?

TRENDFORSCHUNG

Das Undenkbare

denken: 

Trendforscher 

Professor Horst W.

Opaschowski
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TRENDFORSCHUNG

ZUKUNFTSTREND 1

Mit Sicherheit mehr Freiheit 

Der Automatismus – „mehr Wachstum
gleich mehr Wohlstandsgüter gleich mehr
Lebensglück“ – funktioniert nicht mehr.
Der naive Glaube, alles könne permanent
gesteigert und eine Niveauebene höher
gefahren werden, ist infrage gestellt. Der
Fahrstuhleffekt wird sukzessive vom
Pater-Noster-Prinzip abgelöst: Viele fah-
ren nach oben, viele aber auch nach unten
oder müssen auf halber Strecke aussteigen. 

Es heißt Abschied nehmen vom
bedenkenlosen Geldausgeben. Die fet-
ten Jahre sind vorbei, Schlaraffenland ist
abgebrannt. In den anhaltenden Krisen-
zeiten wollen die Menschen sicher leben
und in doppelter Weise für ihre Zukunft
vorsorgen: Sie suchen materielle Sicher-
heit und zugleich soziale Geborgenheit,
auch wenn sie dabei Einbußen an per-
sönlicher Freiheit und Unabhängigkeit
hinnehmen müssen. 

Die Sicherheit ist mittlerweile wichti-
ger als die Freiheit. Das Schutzbedürfnis
rückt zunehmend ins Zentrum des
Lebensinteresses. Selbst bei der jungen
Generation ist in Zeiten der Unsicherheit
ein grundlegender Einstellungswandel
feststellbar. Nur jeder zweite junge
Mensch legt besonderen Wert darauf, sich
im Leben „frei zu fühlen“. Drei Viertel
der Bis-34-Jährigen finden hingegen ein
sicheres Einkommen viel wichtiger. 

ZUKUNFTSTREND 2

Das Ende der ICHlinge 

Werfen wir einen Blick auf die Evoluti-
onstheorie. Sie zeigt, dass Säugetiere
ihren nächsten Verwandten am meisten
helfen. Zur kooperativsten Säuglingsart
zählen die Erdmännchen. Sie überneh-
men ganz selbstverständlich soziale Auf-
gaben in ihrer Gruppe und beteiligen

sich an der Nachwuchsbetreuung – auch,
wenn es nicht der eigene Nachwuchs ist.
Erdmännchen profitieren davon, in
Gemeinschaft zu leben, weil dadurch
ihre Überlebenschancen steigen.

Die Tierwelt macht uns Menschen
vor, wie spektakulär erfolgreich Koopera-
tion sein kann. Wer sich um andere sorgt,
lebt länger, wer sich nicht sozial verhält,
setzt sein Leben aufs Spiel. Noch nie in
der Geschichte der Menschheit hatte die
Pflege der Generationenbeziehungen eine
solch existenzielle Bedeutung wie heute.

Im Jahr 2000 war mit dem Millenni-
umsfieber der Höhepunkt einer Spaß-
und Singlegesellschaft, des „Bowling-
alone-Phänomens“, in der westlichen
Welt erreicht. Seit dem 11. September
2001 werden die Lebensideale der
1970er bis 1990er Jahre immer fragwür-
diger. Die jüngste Finanz- und Wirt-
schaftskrise bringt eine Zäsur im Den-
ken und in den Lebenseinstellungen der
Menschen: In Krisenzeiten ist kein Platz

für Egoisten mehr. Das Zeitalter der
ICHlinge geht zu Ende. 

Eine Ära der Nachhaltigkeit beginnt
– auch und gerade im zwischenmenschli-
chen Bereich. Beständigkeit ersetzt Belie-
bigkeit, und Bescheidenheit ist wieder
gefragt. Die Bürger rücken enger zusam-
men und sind sich weitgehend einig: „Wir
müssen mehr zusammenhalten.“ Die
Tendenz ist klar: Weg vom Ego-Kult –
hin zum sozialen Wohlergehen in Kom-
munikation mit anderen. Das Ich braucht
das Wir. Selbst- und Verantwortungsbe-
wusstsein sind gleichermaßen gefragt. 

ZUKUNFTSTREND 3

Das mitmenschliche Vertrauen

wächst wieder 

Der Psychiater und Philosoph Karl Jas-
pers hat einmal das Sozialverhalten sei-
ner Fakultätskollegen mit Affen vergli-

chen. Solange jeder auf seiner eigenen
Palme saß, war die Welt in Ordnung.
Kletterte ein Affe plötzlich auf die
Palme eines anderen, begann eine wilde
Keilerei zwischen den Tieren. An dieses
Bild mag man sich aktuell bei so man-
cher Politikerdiskussion erinnert füh-
len. Politiker sind heute keine morali-
schen Vorbilder mehr. Die Bürger trau-
en der Politik immer weniger, aber sich
selbst und anderen immer mehr zu. 

Bei einem Zeitvergleich der Erzie-
hungsziele kann geradezu von einem
unaufhaltsamen Aufstieg der Ehrlichkeit
in den letzten drei Jahrzehnten gespro-
chen werden: vom 4. Rangplatz (1982)
über die 3. Priorität (1996) bis zum
Erziehungsziel Nr. 1 (2010). Für mehr
als drei Viertel der Bevölkerung ist Ehr-
lichkeit das wichtigste Erziehungsziel im
Leben geworden. Die Krisenerfahrung
verändert die Werteskala. Das Vertrauen
in die Mitmenschen wächst wieder.
Nachweislich wächst mit dem Vertrauen
auch das Potenzial an Gemeinsinn und
Gemeinschaftsfähigkeit.

ZUKUNFTSTREND 4

Die neue Lust auf Familie 

Nicht mehr Sport, Hobby und Urlaubs-
reisen stehen im Zentrum des Lebens,
sondern Kinder und Familie. Der Trend
zur Individualisierung des Lebens hat sei-
nen Zenit überschritten. Die Mehrheit der
jungen Leute entdeckt wieder den Wert
von Verlässlichkeit. 90 Prozent der Bürger
„schwören“ geradezu auf die Familie mit
den Worten: „Was auch immer auf uns
zukommt: Für mich ist und bleibt die
Familie das Wichtigste im Leben.“ 

Auch die junge Generation stimmt
auf das Hohelied der Familie ein. Für
die meisten ist es unvorstellbar gewor-

„Die Tierwelt macht uns Menschen vor, wie spektakulär erfolgreich

Kooperation sein kann. Wer sich um andere sorgt, lebt länger, 

wer sich nicht sozial verhält, setzt sein Leben aufs Spiel.“
Horst W. Opaschowski
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den, ohne Familie glücklich leben zu
können. Familie gewährt mehr persön-
liche Lebenserfüllung. Sie überlebt alle
Krisen und Zeitgeistströmungen. Fami-
lie ist die verlässlichste Lebensversiche-
rung der Zukunft. Sie garantiert Anse-
hen, Sicherheit und Geborgenheit. 

Kommt also der „zweite“ demogra-
fische Wandel? Die Renaissance der
Familie steht unmittelbar bevor: Ehe,
Kinder und Familie sind wieder in. Die
Familie gilt nicht länger als Auslaufmo-
dell des 20. Jahrhunderts.

ZUKUNFTSTREND 5

Wahlverwandtschaften und

soziale Konvois 

Wir sollten uns in Erinnerung rufen: Der
Ruhestand ist eine Erfindung der Neuzeit.
Früher arbeiteten die meisten Menschen
ganz selbstverständlich bis ans Ende ihres
Lebens. Die Grenze zum Alter bedeutete
Invalidität oder Berufsunfähigkeit. Heute
ist die Pensionierungsgrenze ganz will-
kürlich festgesetzt. Mit der längeren
Lebenserwartung kommen wir dem
Lebenstraum „beschäftigt sein, gebraucht
werden ein Leben lang“ wieder näher.
Alte Menschen suchen Sinn- und Service-
angebote rund um die Uhr. Sie wollen
keine Inlineskates mit Stützrädern. Sie
wollen einfach gebraucht werden. 

Vor diesem Hintergrund werden
Generationenbeziehungen wichtiger als
Partnerbeziehungen. Sie weisen eine höhe-
re Stabilität auf. Generationenbeziehun-
gen leben vom Kontakt auf Entfernung,
von der Nähe auf Distanz. Dieses erwei-
terte Familienverständnis verändert auch
die Wohnwünsche der Menschen. Gefragt
sind in Zukunft vor allem generations-
übergreifende Wohnkonzepte als Alterna-
tiven zu den traditionellen Altersheimen. 

Die Genossenschaftsidee kommt
wieder. Gleichzeitig wird der Familien-
begriff um den Gedanken des „ganzen
Hauses“ erweitert. Im „ganzen Haus“
haben in Zukunft nicht nur natürliche
Familienmitglieder Platz. Auch Enkel-,
Kinder- und Familienlose werden „wie
durch Adoption“ in die Hausgemein-
schaft aufgenommen. Der Gedanke der
Wahlfamilie wird wiederbelebt. Lebens-
gemeinschaft wird neu definiert. Gene-
rationsübergreifende soziale Konvois
und Wahlverwandtschaften werden als
lebenslange Begleiter immer wichtiger.

ZUKUNFTSTREND 6

Vision Bürgergesellschaft 

Ein illusionsloser Optimismus breitet
sich aus: Trotz anhaltender Wirtschafts-,
Umwelt- und Bildungskrisen ist die
Mehrheit der Bevölkerung ebenso pro-
duktiv wie positiv gestimmt: Sie will
„das Beste aus ihrem Leben machen“.
Viele Menschen sind von den wirt-
schaftlichen und sozialen Versprechen
der Politik enttäuscht. Sie verlieren
zunehmend das Vertrauen in die Glaub-
würdigkeit von Politikern und Parteien,

weil diese nach Meinung der Bevölke-
rung mehr am Machterhalt als am Wohl
der Bürger interessiert sind. 

Aus der Sicht der Bevölkerung gibt es
nur zwei Lösungsansätze, wie man aus
dem Dilemma von Politikerverdrossen-
heit und Parteienkrise herauskommen
kann: erstens die Macht zurückverlagern
und viel mehr Volksabstimmungen
durchführen, zweitens sich selbst mehr
helfen und nicht alle Probleme einfach
dem Staat überlassen. Mehr Volksent-
scheide und mehr Selbsthilfe: Das sind
die konkreten Antworten der Bevölke-
rung auf die Krise der Demokratie.

ZUKUNFTSTREND 7

Wahrer Wohlstand 

Wohlstand wird zu einer Frage des per-
sönlichen und sozialen Wohlergehens. In
Zukunft kann Wohlstand auch bedeuten,
weniger Güter zu besitzen und doch bes-
ser zu leben. Eine Neubesinnung auf das
Beständige findet statt. Und das ist immer
weniger eine Frage des Geldes. Die
Bevölkerung will – vor die Alternative
gestellt – lieber glücklich als reich sein.

Statt auf das Immer-Mehr wird jetzt
eher Wert auf das Immer-Besser gelegt.
Letzteres sorgt für mehr Lebenszufrie-
denheit. Langfristig gesehen verändert
sich damit auch das Statusdenken. Pres-
tige gewinnt in Zukunft der, der mit sich
und seinem Leben zufrieden ist und
nicht der, der sich immer mehr leisten
kann. Pointiert: Wir werden ärmer –
aber nicht unglücklicher.

„Alte Menschen suchen

Sinn- und Serviceangebote

rund um die Uhr. Sie wollen

keine Inlineskates mit

Stützrädern. Sie wollen ein-

fach gebraucht werden.“
Horst W. Opaschowski

Trendforscher

Opaschowski

im Gespräch

mit Moderator

und ORF-Innen-

politikchef Hans

Bürger (re.)

Nachdenklichkeit

und Erstaunen über

die Trends der

Zukunft
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Im Anschluss an Professor
Opaschowskis Impulsreferat

zum Thema „Warum ICH-
linge keine Zukunft mehr
haben“ und als Abschluss

der sechsten Kommunalen
Sommergespräche diskutierte

eine besonders prominent
besetzte Politikerrunde 

über die Finanzsituation 
der Gemeinden, die 

Notwendigkeit einer 
Strukturreform und Maß-

nahmen zum Schuldenabbau.
Im Folgenden eine
Zusammenfassung.

... zum Thema Schuldenabbau ...

„Ich bin im ersten Schritt froh, dass die Vereinbarung eines

Stabilitätspakts gelungen ist, d. h. die Länder folgen einem

Defizitpfad, die Kommunen budgetieren ausgeglichen. Das

Schuldenmachen wird damit gebremst. Ich bin aber nicht

euphorisch. Wir leben immer noch über unsere Verhältnisse.

Unser Schuldenberg wächst weiter. Das gute Wirtschafts-

wachstum benützen wir derzeit fast ausschließlich für Schul-

denzahlungen aus der Vergangenheit und nicht für nachhaltige

Investitionen in die Zukunft. Ab 2014 werden wir uns Gedanken

machen müssen, wie wir den exorbitanten Schuldenberg von 

80 Prozent des BIP abbauen. Am effizientesten kann das über

Ausgabeneinschränkungen erfolgen. Das ist schwierig. Woran

sich Bürger schon gewöhnt haben, kann man nicht so einfach

zurücknehmen. Privatisierungserlöse über Verkäufe sind nur

einmal möglich. So viel an Verkaufbarem ist auch nicht mehr

vorhanden. Vielmehr müssen wir im Hinblick auf Strukturver-

änderungen intensiv arbeiten – Stichwort Strukturreform im

Gesundheitswesen. Man kann natürlich auch Steuern erhöhen,

um Schulden abzubauen. Wir haben aber schon eine der

höchsten Steuer- und Abgabenquoten im internationalen 

Vergleich. Da sehe ich keinen Spielraum nach oben.“

Maria Fekter, Bundesministerin für Finanzen

„Ich schwanke bei der Einschätzung dieser

Diskussionsrunde ein wenig zwischen

Kabarett und Märchenstunde. Ich hätte

gerne einmal eine klare Basis, die da heißt:

Wir entwirren unsere Finanztransfers. Das

Wort „Wir“ nehme ich dabei sehr ernst. Die

Gebietskörperschaften allein können die

Probleme für sich nicht lösen. Es geht nur gemeinsam. Ab

2015 brauchen wir ein neues Finanzierungsmodell. Warum

können wir nicht die bestmögliche Lösung finden, ohne dass

sich die Partner bei ihren Vorschlägen gegenseitig „abschie-

ßen“? Da brauchen wir eine öffentliche Diskussion dazu. Wir

müssen weg von der Kultur der ständigen Neuverschuldung,

die zu einer strukturellen Dauerverschuldung führt. Wir müs-

sen weg von einer Politkultur, in der dem anderen ausgerich-

tet wird, was er zu tun hat. Wir brauchen Kooperation, und wir

brauchen neue Einnahmen für Gemeinden – Stichwort Grund-

steuer und Widmungsabgabe. Damit würden wir den Gemein-

den den Rücken stärken.“

Gabi Burgstaller, Landeshauptfrau Salzburg

„Wir müssen in der Finanzausgleichsreform ohne Scheuklap-

pen neu denken. Kommunen sollen Abgaben verstärkt selbst

einheben können, ohne die Gesamtsteuerquote zu erhöhen. Es

ist nicht mein Ziel, mit dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel

weiter zu rechnen wie bisher. Andere Parameter sind relevant

geworden. Einen entsprechenden Vorschlag peile ich noch in

dieser Legislaturperiode an. 2014 soll bereits ein reformiertes

Modell für die nächste Legislaturperiode vorliegen.“

Maria Fekter, Bundesministerin für Finanzen

„Aus der kombinierten Wertschöpfung von

thermischer Sanierung, erneuerbaren

Energien und Kooperationen im Tourismus

lässt sich die Innenfinanzierung der

Gemeinden verbessern.“

Reinhold Mitterlehner, 

Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend

Lösungen statt
Versprechen

KOMMUNALE SOMMERGESPRÄCHE   2011
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... zum Thema Finanzsituation der Gemeinden ...

„Als Finanzministerin bin ich auch ‚Gemeindeministerin‘ und als

solche für Themen wie Ertragsanteilzuweisungen und den

Finanzausgleich zuständig. Dass das Geld immer zu wenig ist, ist

so. Das beginnt schon beim Taschengeld der Kinder. So gesehen

horche ich da derzeit nicht sehr intensiv hin. Heuer sprudelt das

Geld in die Gemeinden hinein –

einerseits durch den großzügigen

Finanzausgleich, den Molterer

noch verhandelt hat, zweitens

durch den warmen Regen im Rah-

men der einnahmenseitigen Kon-

solidierung durch neue Steuern,

drittens durch eine gute Konjunk-

tur und viertens durch eine gute

Beschäftigungslage.“

Maria Fekter, 

Bundesministerin für Finanzen

„Das mit dem Sprudeln ist eine relative Geschichte. Es ist eine

Tatsache, dass der Finanzausgleich für die Gemeinden ein rela-

tiv freundlicher war. Ebenso erfreulich ist das Zustandekommen

des Pflegefonds und der Nachmittagsbetreuung von Kindern.

Andererseits muss man aber auch sehen, dass die Gemeinden

jene Aufgabenträger sind, die am meisten von der gesellschaft-

lichen Entwicklung betroffen sind. Die Herausforderungen in der

Pflege werden enorm sein. Wenn wir etwas dagegen tun wollen,

dass künftig ein Erwerbstätiger auf einen Pensionisten kommt,

dann sollte es einen Rechtsanspruch auf Kindergartenplätze

geben. Das würde so manche Situation entschärfen.“

Gabi Burgstaller, Landeshauptfrau Salzburg

„Die Gemeinden sind die erste Ebene in der Politik. Auf dieser

Ebene wird hohes Bewusstsein geschaffen. Das funktioniert 

ganz hervorragend. Jetzt geht es

darum, zu definieren, was leistbar

ist. Diese Frage muss im Zentrum

stehen. Dann werden die Dinge

überschaubar und bewältigbar.“

Alois Steinbichler, Vorstands-

vorsitzender Kommunalkredit Austria

„Die Einnahmen sprudeln. Und wo

kommen sie her? Sie kommen aus

der Wirtschaft, aus der Industrie.

Die Unternehmen machen perma-

nent ihre Hausaufgaben. Genau das ver-

lange ich auch von der öffentlichen Hand.

Was ist hier an Effizienzsteigerungen

möglich? Darüber ist nachzudenken. Nur

so werden wir zu einer nachhaltigen

Lösung kommen. Die  Grundvoraussetzung dafür ist Bildung

und Ausbildung. Dazu brauchen wir ein Budget, das den erfor-

derlichen Spielraum bietet. Dass wir in einem guten Konjunk-

turjahr 2011 nach wie vor einen Schuldenberg haben und 

manche Interessengruppen nur nach neuen Steuern schreien,

statt zu sparen, ist nicht fair.“

Veit Sorger, Präsident der Industriellenvereinigung

„Natürlich erhalten wir in den Gemeinden heuer mehr Bundes-

ertragsanteile. Natürlich ist es richtig, dass wir wieder etwas

mehr finanziellen Spielraum haben. Aber ich bin auch verärgert.

Es werden ständig neue schwere Steine erfunden, die uns in den

Bürgermeisterrucksack hineingepackt werden. Dabei erledigen

die Gemeinden ohnehin schon alles von der Wiege bis zur

Bahre. Man sollte bitte nicht ständig unseren Rucksack noch

weiter belasten, sondern den Mut haben zu sagen, dass wir ein

unwahrscheinlich hohes Niveau an Leistungen sicherstellen.“

Helmut Mödlhammer, Gemeindebund-Präsident

„Für die Gemeinden sind mittelfristige Lösungen erforderlich.

Ein Ansatzpunkt wird der Finanzausgleich sein können. Aber

auch die Struktur der Gemeinden ist zu betrachten. Die Diskus-

sion um Gemeindezusammenlegungen wird jetzt ernsthaft

geführt. Das sehe ich sehr positiv.“

Reinhold Mitterlehner, 

Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend

„Der Großteil der Kommunalsteuern kommt von kleinen und

mittelständischen Betrieben, die unsere Wirtschaft grundlegend

prägen und wichtige Leistungsträger sind. Das gilt auch im Hin-

blick auf das Engagement der in diesen Betrieben tätigen Men-

schen in der Freiwilligenarbeit. Was passiert, wenn es zum Bei-

spiel an einem Werktag während der Arbeitszeit irgendwo

brennt? Dann müssen diese Freiwilligen zum Löschen ausrücken

können. Allen Unternehmerinnen und

Unternehmern ist zu danken, dass sie das

ermöglichen und dazu beitragen, dass die

Freiwilligen Feuerwehren auch unter der

Woche gut funktionieren.“  

Martha Schultz, Vizepräsidentin der 

Wirtschaftskammer Österreich

Schlagabtausch am Podium v. l. n. r.: 

Alois Steinbichler (Kommunalkredit), 

Martha Schulz (WKO), Gabi Burgstaller 

(LH Salzburg), Veit Sorger (IV), 

Hans Bürger (Moderation), Maria Fekter

(BM für Finanzen), Reinhold Mitterlehner

(BM für Wirtschaft, Familie und Jugend)

und Helmut Mödlhammer (Gemeindebund)
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Aktives Zuhören und Mitarbeit bei den „Kommunalen Akademien“, 

Foren und Vorträgen

... zum Thema 

Strukturreform ...

„Es wird so getan, als

wäre die Struktur der

österreichischen

Gemeinden schlecht.

Viele ausländische Dele-

gationen kommen nach

Österreich, um sich

anzuschauen, warum es

auf Gemeindeebene in Österreich so gut funktioniert. Wenn

man die Struktur hinterfrägt, muss man auch fragen, was

bringt das? Gemeinden sind im Servicebereich hervorragend

aufgestellt. Was bringt eine Zerschlagung? Wem bringt es

was? In den kleinen überschaubaren Einheiten funktionieren

die tollsten Dinge, das Große der vielzitierten Märkte funk-

tioniert nicht. Verwaltung wird nicht unbedingt billiger im

Großen. Gemeinden haben sich als Einzige dafür ausgespro-

chen, keine neuen Schulden mehr zu machen. In den

Gemeinden gibt es noch Verantwortung. Dafür lassen wir

uns nicht schimpfen. Lasst uns arbeiten, statt unsere Arbeit

ständig zu hinterfragen und funktionierende Strukturen zu

zerschlagen. Wenn man das alles zerschlägt, zerschlägt

man auch das Freiwilligenengagement und damit Identität.“ 

Helmut Mödlhammer, Gemeindebund-Präsident

„Ich will hier keine Diskussion um

das Grundsätzliche entfachen. Es

geht nicht um Identität und Ser-

vice. Es geht um Kosten, die wir

nicht brauchen – zum Beispiel die

einklassige Volksschule, mit der

die Lehrerin überfordert ist, oder

den Bauhof, von dem nur im Winter

gelegentlich ein Schneepflug los-

fährt, der aber jährlich 1,5 Millio-

nen Euro kostet. Man muss genau

hinschauen und vorbehaltlos dis-

kutieren, statt Justamentstand-

punkte zu vertreten. Es ist nicht so,

dass gar nichts geht. Man kann

schon ein vernünftiges Modell

zustande bringen. Eine offene 

Problemlösungsbereitschaft und Diskussionsbereitschaft

sind die Voraussetzung.“ 

Reinhold Mitterlehner, 

Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend

„Ich habe von einer Produktivitätssteigerung, nicht von

einer Zerschlagung gesprochen. Es geht mir um Weiterent-

wicklung mit entsprechender Produktivitätssteigerung. Das

ist allen zumutbar. Der beste Schutz für Gemeinden, Länder

und Bund ist ein ausgeglichenes Budget und nicht höhere

Steuern.“

Veit Sorger, Präsident der Industriellenvereinigung
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SEITENBLICKE

Kommunalkredit-Vorstandsvorsitzender Alois Steinbichler (links)

und Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer (rechts)

begrüßen gemeinsam mit ORF-Innenpolitikchef und Moderator

Hans Bürger das Publikum

High-Tech bei den Kommunalen 

Sommergesprächen: Das Publikum 

konnte bei der Befragung heuer 

live mitvoten

Zu Gast am letzten Tag der Kommunalen

Sommergespräche: Andreas Kiefer,

Generalsekretär des Kongresses der

Gemeinden und Regionen des Europarates

Herzliche Dankesworte an Hofrat Dr. Robert Hink,

Generalsekretär i. R. und „Erfinder“ der 

Kommunalen Sommergespräche

Am Abend des zweiten Veranstaltungstages 

bei Hubert Neuper auf der Tauplitz 

„Kommunikationszentrum“ vor dem Kurhaus 

in Bad Aussee

Die Kommunalen 
Sommergespräche
2011 in Bildern

Eröffnung der Kommunalen Sommer-

gespräche: v. l. n. r. Kommunalkredit-

Vorstandsvorsitzender Alois Steinbichler,

Narzissenprinzessin Gundula Aumayr, 

Bürgermeister Otto Marl, Gemeindebund-

Präsident Helmut Mödlhammer und Erwin

Dirnberger, Präsident des Steiermärkischen

Gemeindebunds.
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